Berthold Auerbach

23. Juli 1888 Berlin – 24. Juni 1942 deportiert nach Minsk

Familienstand: verheiratet

Konfession: jüdisch

Berufliche Stellung 1933: Amtsgerichtsrat, hauptamtlicher Vorsitzender am Arbeitsgericht

Über die Kindheit, die schulische Ausbildung und das Studium Berthold Auerbachs liegen bislang keine Informationen vor. Seine Eltern waren der Kaufmann Julius Auerbach und dessen Ehefrau Jenny geb. Anders.
 Im November 1912 legte Berthold Auerbach nach Wiederholung das erste Staatsexamen ab.
 Zwei Wochen später wurde er als Referendar am Amtsgericht in Forst / Lausitz vereidigt. Die weiteren Ausbildungsstationen des Referendariats absolvierte er in Berlin. Dann musste er im März 1915 die Ausbildung unterbrechen. Berthold Auerbach wurde zum Militärdienst im Ersten Weltkrieg eingezogen.
 Im Frühjahr 1916 kam er an die Ostfront in Russland. Aufgrund seiner juristischen Ausbildung wurde er Ende Juni 1916 einem Feldkriegsgericht und Feldgericht zugewiesen. Im Hochsommer 1916 unterbrach er den Dienst an den Gerichten und nahm an den Stellungskämpfen an der Düna teil. Dann setzte er die Tätigkeit bei den Gerichten fort. Obwohl er seine Ausbildung als Jurist noch nicht beendet hatte, wurde er nicht nur als Gerichtsschreiber eingesetzt. Er machte auch selbstständig Vernehmungen, entwarf Verfügungen und Urteile, bearbeitete Spionageangelegenheiten und übernahm in zahlreichen Prozessen die Verteidigung. Ein Zeugnis bescheinigte ihm: „Auerbach besitzt vorzügliche juristische Vorbildung und schnelle Auffassungsgabe, die es ihm ermöglicht, auch in verwickelten Strafsachen mühelos die richtige Entscheidung zu finden. Er versteht es auch, solche Sachen geschickt und klar vorzutragen … Seine Arbeiten, die er stets mit gewissenhaftem Fleiß erledigt hat, waren stets brauchbar und gut.“
 Das Ende des Ersten Weltkriegs und die Novemberrevolution erlebte Berthold Auerbach in Berlin. Denn seit Juni 1918 war er einer militärischen Kraftfahrtabteilung in seiner Heimatstadt zugeteilt worden (und machte im August 1918 selbst den Führerschein
). Zum 31. Dezember 1918 wurde er aus dem Militärdienst entlassen. Berthold Auerbach nahm das 1915 unterbrochene Referendariat wieder auf. Mitte September 1919 legte er das zweite Staatsexamen in der abgekürzten Form für Kriegsteilnehmer ab und wurde am 15. des Monats zum Gerichtsassessor ernannt. Bereits im Oktober 1919 schied er auf eigenen Antrag aus dem Justizdienst aus und trat in den Dienst der Stadt Charlottenburg (die noch bis zur Bildung von Groß-Berlin zum 1. Oktober 1920 eine eigenständige Stadtgemeinde war). Er kam dort in verschiedenen Dezernaten zum Einsatz, vor allem als juristischer Hilfsarbeiter in der Erwerbslosenfürsorge und beim Arbeitsamt. Ab April 1921 übernahm er den stellvertretenden Vorsitz des Mieteinigungsamtes. Im Dezember 1921 wechselte Auerbach in das Bezirksamt Prenzlauer Berg. Auch dort wurde er in verschiedenen Bereichen eingesetzt, u. a. als juristischer Dezernent des Wohlfahrtsamtes und der Deputation für Bauwesen, zur Bearbeitung von anfallenden Gerichtsprozessen in der Armenfürsorge und Jugendpflege und schließlich erneut im bezirklichen Mieteinigungsamt, diesmal als dessen Vorsitzender. Im April 1922 erlangte Berthold Auerbach die Anstellung als Magistratsrat auf Lebenszeit. Sein Arbeitszeugnis vom Oktober 1926 hob seine gute Befähigung als Verwaltungspraktiker, seine umfassenden juristischen Kenntnisse und seine umsichtige und geschickte Vorgehensweise als Untersuchungskommissar in Disziplinarfällen hervor. Das Zeugnis betonte: „Sein stets freundliches und verbindliches Wesen kommt ihm bei dem Verkehr mit dem nicht immer leicht zu behandelnden Publikum unseres Bezirks besonders zustatten.“
 
Zum Juli 1927 verließ Berthold Auerbach den Kommunaldienst.
 Er trat wieder in den Justizdienst ein und übernahm in der Stellung eines Amtsgerichtsrats den Vorsitz einer Kammer am neu gebildeten Arbeitsgericht. In seine neue Tätigkeit arbeitete sich Auerbach gut ein. Die dienstliche Beurteilung vom Oktober 1930 bescheinigte: „AGR Auerbach arbeitet mit praktischem Geschick, fleißig, sorgfältig und unter Beobachtung der geltenden Bestimmungen (namentlich der Formvorschriften). Seine Urteile sind erschöpfend und sachgemäß begründet. Befähigung, Rechtskenntnisse und Leistungen sind vollbefriedigend.“
 Nebenamtlich blieb Auerbach mit seiner früheren Betätigung im Mieteinigungsamt verbunden. Er war zeitweise der Geschäftsführer des Reichsverbandes Deutscher Einigungsämter und für diesen Verband Herausgeber der Fachzeitschrift „Das Mietgericht“. Auerbach bemühte sich verschiedentlich um eine Beförderung oder die Versetzung auf andere Richterstellen. So bewarb er sich 1929 um eine Stelle am Landesarbeitsgericht, die für ihn mit der Beförderung zum Landgerichtsdirektor verbunden gewesen wäre. Günther Grzimek, Rechtsanwalt und Abgeordneter des Preußischen Landtags für die Deutsche Demokratische Partei, bescheinigte ihm aus diesem Anlass in einem Empfehlungsschreiben: „Ich kann ihn als sehr tüchtigen Beamten und überzeugten Anhänger der Republik auf das Wärmste empfehlen.“ Seine Bewerbung war aber nicht erfolgreich. Ende 1929 bis Ende 1930 arbeitete er auch als Hilfsrichter in zwei Zivilsenaten am Kammergericht. Den dort gestellten Anforderungen konnte er aber nicht voll entsprechen. 

Im September 1932 erhielt Berthold Auerbach die Genehmigung zur Übernahme eines anderen Nebenamtes. Er wurde zum unparteiischen Vorsitzenden der Schiedsstelle für Streitigkeiten aus den Tarifverhandlungen für die Angestellten, Anstaltsarbeiter und technischen Angestellten der Stadt Berlin bestellt. Die Bestellung war bis zum Dezember 1933 befristet. Dieses Amt konnte Auerbach aber nur ein halbes Jahr ausüben. Denn nur wenige Woche nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten 1933 wurde ihm als Juden die Weiterarbeit als Richter verboten. 

Am 1. April 1933 wurde Berthold Auerbach nach dem Kerrl’schen Erlass zwangsweise beurlaubt.
 Nach dem „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ (BBG) vom 7. April 1933 fiel er unter die Ausnahmeregelung für „Frontkämpfer“. Damit hätte er eigentlich im Justizdienst verbleiben können. Aber da Juden nach den Vorstellungen der Nationalsozialisten nicht mehr am Arbeitsgericht tätig sein durften, konnte er dort nicht verbleiben. Der Kammergerichtspräsident, der mit den Überprüfungen bei der Durchführung des BBG betraut war, hielt eine Versetzung in eine andere Dienststelle für angezeigt
 – auch dies war eine der Zwangsmaßnahmen des BBG, die ohne die Zustimmung des betroffenen Beamten verhängt werden konnte. Allerdings fanden sich nicht genügend Stellen für die zur Versetzung vorgesehenen jüdischen Richter. Daher griff die Justizverwaltung auf Paragraph 6 BBG zurück, der u. a. ein Berufsverbot „im Interesse des Dienstes“ ermöglichte. Die Richter wurden von der beabsichtigten Maßnahme ohne nähere Erläuterung in Kenntnis gesetzt und zu einer Stellungnahme aufgefordert.
 Diese Schreiben sind im Falle von Berthold Auerbach nicht überliefert. Somit wissen wir nicht, ob und wie er sich äußerte. Die Maßnahme wird ihn wahrscheinlich sehr unerwartet getroffen haben, da er in Kenntnis der gesetzlichen Bestimmungen auf einen Verbleib im Justizdienst hoffen konnte. Am 12. Oktober 1933 wurde gegen Berthold Auerbach ein Berufsverbot verhängt. Zum 1. Februar 1934 wurde er in den Ruhestand versetzt. Unter Anrechnung seiner Beschäftigungszeiten im Kommunaldienst erhielt er ein Ruhegehalt zugesprochen. 

Über die folgenden Jahre liegen nur vereinzelte Informationen vor. Im Frühjahr 1934 unternahm Berthold Auerbach eine mehrwöchige Reise nach Frankreich, Italien und in die Schweiz.
 Ob er bei dieser Gelegenheit, die Bedingungen für eine Emigration zu eruieren versuchte, ist nicht bekannt. Ein Brief, den Berthold Auerbach im Juni 1934 erhielt, deutet daraufhin, dass er eine Betätigung im Ausland in Erwägung zog. Der jüdische Sozialwissenschaftler und Nationalökonom Professor Ignatz Jastrow (1856–1937), der an der Berliner Universität gewirkt hatte, schrieb ihm warmherzige und anerkennende Worte und bot ihm seine Unterstützung an: „Ich höre, dass Sie seit dem Ausscheiden aus Ihrem Amt noch keine neue Tätigkeit gefunden haben. Wissen Sie etwas, womit ich dazu beitragen kann, Ihnen den Weg zu ebnen, den Sie betreten wollen, so verfügen Sie bitte über mich. Ich komme auf den Gedanken, weil unter den mannigfachen Tätigkeiten, in denen Sie sich so trefflich bewährt haben, sich doch wenigstens eine befindet, über die ich trotz der Verschiedenheit unser beiderseitigen Fächer aus eigener Erfahrung urteilen kann. Als ich um die Jahrhundertwende die Begründung des „Gewerbegerichts“ übernahm, war unter den Juristen noch sehr wenig Interesse für den Gegenstand … Dass die Saat, die wir damals ausstreuten, so viele Früchte trug, verdanken wir den Juristen, die in den Arbeitsgerichten den Sinn für die wirtschaftliche Seite dieser Rechtssprechung und für die Abwägung der beiderseitigen sozialen Interessen zeigten. Diesen Juristen, die die Tradition behütet haben, und unter denen ich Sie immer besonders bewundert habe, stehe ich nun mit einem Gefühl der Dankbarkeit gegenüber. Alle, die Ihre Zeitschrift „Das Mietgericht“ gelesen haben, können doch nur einer Meinung sein, dass hier ein Jurist waltete, der mehr als bloßer Jurist ist. Wo man hört, dass deutsche Juristen im Auslande Betätigung finden, ist es immer, weil man das Grenzgebiet zum Wirtschaftlichen sie vertreten sehen will; und gerade darin ist doch Ihre Bewährung zweifellos. Wir müssen uns darüber, ob und was zur Ausschöpfung dieser Möglichkeiten noch geschehen könnte … einmal unterhalten, und sorgen Sie, dass es recht bald geschieht. Sie werden damit sehr erfreuen Ihren in Wertschätzung ergebenen Dr. Jastrow.“
 Wie sich der Kontakt weiter entwickelte, lässt sich nach den bislang bekannten Dokumenten leider nicht feststellen. 

Berthold Auerbach beschäftigte sich auch mit technischen Problemen. Im September 1938 meldete er beim Reichspatentamt ein Patent für ein „Verfahren zur Kenzeichnung photographischer Aufnahmen von Original-Urkunden“ an.
 Ein Jahr später im Oktober 1939 fasste die Behörde den Beschluss zur Bekanntmachung des Patents.

Nach der Pogromnacht im November 1938 wurde Berthold Auerbach in das KZ Sachsenhausen verschleppt und mehrere Wochen dort festgehalten.
 Erst am 21. Dezember 1938 kam er wieder frei. Es ist davon auszugehen, dass er sich darum bemühte, Deutschland zu verlassen. Aber er fand kein Land, in das er ausreisen konnte.

Am 12. Januar 1939 heiratete Berthold Auerbach ein zweites Mal.
 Seine erste Ehe mit Else geb. Sommerfeld war im Laufe der 1930er Jahre zerbrochen. Seine zweite Ehefrau war die Lehrerin Gertrud geb. Cohn, die ab Januar 1939 an der Privaten Handelsschule der Jüdischen Gemeinde zu Berlin arbeitete.
 Gertrud Auerbach zog nach der Eheschließung in die Wohnung ihres Ehemanns in der Waitzstraße in Charlottenburg. Dort nahmen sie später auch Gertrud Auerbachs Mutter Emma Cohn geb. Spiero auf.

Berthold Auerbach musste sich spätestens im April oder Mai 1940, wie alle jüdischen Männer zwischen 18 und 55 Jahren, bei der Jüdischen Gemeinde für den Arbeitseinsatz registrieren lassen.
 Später kam er bei der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland zum Einsatz. Im Juni 1942 wurden viele Mitarbeiter der Reichsvereinigung, darunter auch Berthold Auerbach, zur Deportation mit einem „Straftransport“ bestimmt.
 Am 20. Juni 1942 füllte Berthold Auerbach die Vermögenserklärung aus, in der er die noch verbliebene Habe auflisten musste.
 Für einige persönliche Unterlagen – darunter der Militärpass, der Reisepass, eine Kopie des Führerscheins, die Heiratsurkunde und Arbeitszeugnisse – suchte er einen sicheren Ort zur Verwahrung. Er bat seine Bekannte Erna Leonhardt, die Dokumente bei dem Rechtsanwalt und Notar Werner Ebert abzugeben.
 Dieser verweigerte die Annahme. Erna Leonhard begab sich auf die Suche nach einem anderen Notar, den sie schließlich Ende August fand. „Die Auffindung eines Notars, der sich bereit erklärte, die Dokumente in Depot zu nehmen, sowie die Herstellung der Fotokopien, zu der mir im Verlauf meiner Bemühungen um die Auffindung des Notars geraten wurde, nahm – neben Abhaltungen, die meine eigene Person und mir nahe stehende Menschen betrafen – so lange Zeit in Anspruch, dass die Erledigung erst jetzt erfolgen kann,“ hielt sie in einer Erklärung am. 27. August 1942 fest.
 Die Unterlagen übergab sie an diesem Tag dem Rechtsanwalt und Notar Erich Wäsch, der sie über die NS-Zeit hinweg retten konnte. Dies sind die einzigen noch erhaltenen persönlichen Unterlagen von Berthold Auerbach.

Berthold Auerbach und seine Ehefrau Gertrud wurden am 24. Juni 1942 deportiert.
 Dieser „16. Osttransport“ zählte über 200 Menschen.
 Der Transport ging über Königsberg in Ostpreußen, wo sich über 500 weitere Juden anschließen mussten, nach Minsk. Mit Ausnahme von einigen zur Zwangsarbeit bestimmten Personen wurden die verschleppten Menschen unmittelbar nach der Ankunft am 26. Juni 1942 in die nahe bei Minsk gelegene Vernichtungsstätte Maly Trostinez
 gebracht. Dort wurden sie erschossen oder in einem Gaswagen ermordet.

Emma Cohn geb. Spiero wurde am 26. Juni 1942 nach Theresienstadt deportiert und von dort am 19. September 1942 nach Treblinka verschleppt und ermordet.

Erna Leonhard geb. Hirschfeld wurde am 12. März 1943 in das Vernichtungslager Auschwitz verschleppt.
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